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LEX HANDSCHLAG: SP BIETET NICHT HAND ZU 

POPULISTISCHEM AKTIONISMUS 
 
Die SP Baselland lehnt die von der Baselbieter Bildungsdirektion vorge-

schlagene Verfassungs- und Gesetzesänderung im Nachgang zur soge-

nannten „Therwiler Handschlag-Affäre“ mit Nachdruck ab. Die Vorschlä-

ge bieten bestenfalls juristische Scheinlösungen. Sie sind sowohl päda-

gogisch untauglich als auch rechtsstaatlich unhaltbar. Und sie wären, 

weil inhaltlich diffus, im Vollzug überhaupt nicht umsetzbar.  

Die Haltung der SP ist klar: Die Gleichstellung der Geschlechter ist nicht ver-
handelbar. Eine Verweigerung des Handschlags gegenüber weiblichen Lehr-
personen kann nicht gutgeheissen werden. Es ist aber in keiner Weise zielfüh-
rend, einen Einzelfall aufzubauschen und mit juristischen Scheinlösungen 
neue, weit grössere Probleme zu schaffen.  

So bleibt es völlig unklar, welches denn die in der Vorlage reklamierten „bür-
gerlichen Pflichten“ sein sollen, die ohne Rücksicht auf weltanschauliche Auf-
fassungen und religiöse Vorschriften zu befolgen seien. In jedem Einzelfall 
müsste abgeklärt werden, ob die Durchsetzung einer konkreten „bürgerlichen 
Pflicht“ im Widerspruch zu der in der Bundesverfassung verankerten Glau-
bens- und Gewissensfreiheit steht. Die Vorschläge der Bildungsdirektion wür-
den zu unabsehbaren juristischen Auseinandersetzungen führen. Viel besser 
erscheint es, sich in der Praxis auf die heute schon bestehenden Grundsätze 
im Umgang mit religiösen Konflikten in der Schule zu besinnen und diese, im 
Dialog – vor allem auch mit den Erziehungsberechtigten – auch durchzuset-
zen.  

Unhaltbar sind auch die Änderungen im Bildungsgesetz. Das Rechtsgutachten 
der Bildungsdirektion vom April 2016 hält selber fest, dass die heutigen ge-
setzlichen Grundlagen für die Einforderung des Handschlags ausreichen. In-
akzeptabel ist hier insbesondere die vorgesehene Meldepflicht von „wesentli-
chen“ Integrationsproblemen gegenüber der kantonalen Migrationsbehörde. 
Dies zum einen weil die Kriterien dafür alles andere als klar sind. Zum andern 
aber auch, weil eine solche Meldepflicht sich auf das Vertrauensverhältnis 
zwischen Lehrpersonen und SchülerInnen negativ auswirken und somit gera-
de den Integrationszielen entgegen wirken würde. Die Regelung schafft zu-
dem eine Ungleichbehandlung von Schülerinnen und Schülern mit unter-
schiedlicher Staatsangehörigkeit.  

Die Vorlage löst kein einziges Problem, verursacht aber eine Reihe von 

neuen Konfliktfeldern. Die SP Baselland erkennt den Handlungsbedarf 

nicht auf gesetzlicher Ebene sondern vielmehr beim entschiedenen Voll-

zug der heute schon bestehenden Regelungen – mit Augenmass und mit 

gesundem Menschenverstand.  

Weitere Auskünfte:  
 

Diego Stoll, Landrat, Mitglied JSK   078 640 29 44 
Roman Brunner, Landrat, Mitglied BKSK   079 518 66 83 
Miriam Locher, Fraktionspräsidentin, Mitglied BKSK  076 445 07 22 
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